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Klägers und Revisionsklägers,

gegen
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Beklagten und ■evisionsbeklagten9

hat der ll„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 190 Januar 1962‚ an der

mitgewirkt haben

Senatsaräsident ’ Dr„ Haueisen

als'Vorsitzender9

Bundesrichterin Drg Schwarz und
Bundesrichter Sonnenberg

als weitere Berufsrichter9

bundessozialrichter Dr„ Ankenbrank und

Bundessozialrichter Haas
_

äals ehrenamtliche Beisitzer‚

für Recht erkannt:

i '
„Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom

0

190 Juli 1961 wird aufgehoben; die Sache wird zu
neuer Ehtsbhéidung an das Landessozialgericht zu—
rückverüieseno ‘ *'
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Das Versorguhgsamt Fulda stellte mit Bescheid vom_28„ November

1957 bei dem Kläger "le geringe Zwerchfcll— und Rippenverwach«

sungen links nach Bruetschuß7 20 reizlose Narbe rechter innerer

'Knöchel" als Schädigungsfolgen im Sinne des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) fest; es lehnte die Feststellung weiterer Ge«
sundheitsstörungen als Schädigungsfolgen sowie die Gewährung

einer Versorgungsrehte ab° Mit dem Widerspruch machte der Klä«

ger geltend? auch seine "Nervenschwäche und seine seelische
Beschaffenheit" seien Folgen der sowjetischen“Kriegsgefangene

_
schaft? seine Erwerbsfähigkeit wegen der Schädigungsfolgen sei

' deshalb um 30 vcHo geminderto

Den Widerspruch wies das Landesversorgungsamt mit Bescheid vom

_199 Februar 1958 zurück„ Mit der Klage begehrte der Kläger "nem

ben den bereits anerkannten Schädigungsfolgen seelische Depres■

sionen als weitere Sbhädigungsfolge anzuerkennen und ihm eine

Rente nach einer Mdvaon 30 VOHC zu gewähreno"‚

1
Das Sozialgericht (SG) holte

u„a„ ein Gutachten der NerVenklim

nik der Stadt und Universität Frankfurt/Main (Privatdozent Dr„
KEF*f%F%E%FF$Ä Dr„ K=eena%eé ein; darin heißt esz "Von seem

lischen Depressionen kann bei F° keine Rede sein, wenn auch

eine psychische Empfindlichkeit nicht abgestritten werden kann„

Anzeichen für eine Psychose konnten nicht gefunden werden„ Zu

diskutieren wäre aber die Möglichkeit; ob es sich bei dem Klä—

ger um eine Dystrophiefolge handelt9 die psychische Veränderun—

gen im Sinne eines hirnorganischen Dauerschadens hervorrufen

könntec Zum sicheren Ausschluß einer Dystrophiefolge wäre ‚3

allerdings eine Luftencephalographie notwendig; die F„ aber

ablehntc" Das SG Fulda wies die_Klage mit Urteil vom 9„ Dezem£

ber 1960 abo
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Der Kläger legte Berufung ein; er beantragte, den Arzt Dr°

F*:t *+:„:;rin Bad Homburg nach 5 109 des Sozialgerichtsgea

setzes (SGG) darüber zu hören, "ob der beim Kläger bestehenm
de Zustand von seelischen Depressionen auf die durchgemache

te Dystrobhie zurückzuführen sei und welcher Gesamtmindem

rungsgrad hierdurch bedingt wird"„ '

Das Landessoziälgericht (LSG) wies die Berufung des Klägers

mit Urteil vom 19 Juli 1961 zurück Zu dem Antrag des Klä—

gers nach @ 109 SGG führte es aus‚ die beantragte Beweisers

hebung sei nicht erheblich; “wenn der Kläger behauptet, daß

bei ihm ein Zustand von seelischer Depression bestehe, was

jedoch von den Ärzten der Frankfurter Nervenklinik verneint
wird und dieser (Zustand) auf die durchgemachte Dystrophie

zurückzuführen sei? so handelt es sich hierbei um ein völe

lig neues Vorbringen"; eine Dystrophie sei weder behauptet

noch nachgewiesen; der Antrag nach 5 109 SGG sei deshalb ab—

zulehnen° '

Das Urteil des LSG wurde dem Kläger am‘15° August 1961 zuge—

stellt„ Der Kläger legte am 25c August 1961 Revision ein und
beantragtey\ ‘ '

,
das Urteil des Hessischen LSG vom 19 Juli 1961

[
aufzuheben und die Sache zu neuer Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisen

Er begründete die Revision ebenfalls am 25 August 1961; er
trug vor9 das LSG habe seinen Antrag9 Dr F: **u*=:=gutachtm

lich zu hören‚ zu Unrecht abgelehnt‚ es habe damit 5 109 SGG
verletzt°

Der Beklagte stellte keinen Antrago

II

Die Revision ist nach 5 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGG statthaft° Der
Kläger rügt zu Recht? das Verfahren des LSG leide an einem
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1wesentlichen Mangel?9 weil das LSG gegen 5 109 SGGverstoßen ha—
bee

\
‚‘

Das LSG hat den Antrag des Klägers9 Dr° Fetäé=r■:=nach @ 109

SGG gutschtlieh zu
hören9 abgelehnt? weil es die Beweisfragen$

die vom Kläger in das Wissen des ärztlichen Sachverständigen

gestellt worden waren9 nicht für erheblich gehalten hato Dies

se Beweisfragen sind aber auch nach der sachlich—rechtlichen

Auffassung des LSG erheblich gewesen; es ist für die Entschei«

dung des LSG darauf angekommen, ob der Kläger an psychischen

Störungen leidet und ob ein ursächlicher Zusammenhang zwischen

diesem Leiden des Klägers und seiner (unstreitigen) Kriegsge—

fangenschaft besteht (vglo insoweit Urteil des BSG vom 16„ De—

‘”“zember 1958‚ SozRNr„ 25 zu 5 109 see); auf diese (mediziniz.
schen) Fragen hat sich der Antrag nach 5 109 SGG auch bezogen()

Die medizinische Beurteilung‚ bb die (behaupteten) psychischen

-Störungen des Klägers‚ die er als "seelische Depressionen" bem

zeichnet‚
Schädigungsfolge

sind‚ hat sich darauf zu erstrecken9

wie diese Störungen medizinisch zu diagnostizieren und ursächm'

lich zu erklären sind; sie hat alle damit zusammenhängenden

Fragen umfassen müssen, auch die Frage‚ ob überhaupt krankhaf—

te psychische Veränderungen vorliegen (vgl° auch die Urtoile

des BSG vom 150 Juni 1961 — 11 RV-1256/60 — und v0m 14„ Dezem—

ber 1961 — 11 RV 584/61 —)„ Das LSG hat danach den Antrag des
Klägers nach 5 109 SGG nicht deshalb ablehnen dürfen9 weil die
Ärzte der Frankfurter Nervenklinik bei dem Kläger einen Zustand

Von "seelischer Depréssion" verneint hätten und damit — nach

Ansicht des LSG — die Behauptung des Klägers? er leide an seem
. liSQhen Depressionen; bereits widerlegt sei° Das LSG hat inso—

weit keine Feststellungen treffen dürfenp ohne die Beweise zu

.erheben und zu würdigen? die es nach—@_109 SGG hat erheben und

würdigen EEEEEH; Ebensowenig hat das LSG den Antrag nach 5 109
SGG deshalb ablehnen dürfen9 weil der Kläger angegeben habe?

seine seelischen Depressionen seien auf seine Dystrophie9 die

er in der Kriégsgefangenschaft durchgemacht habe, zurückzufüh—

ren‚ "eine Dystrophie aber (früher) weder behauptet noch nach_
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‚_5_

gewissen" sei° Auch über die Frage, ob der Kläger während sei—

ner Kriegsgefangensehaft an einer Dystrophie oder an einer an—
deren für die Entstehung oder den Verlauf seines Leidens bee

deutsamen Vorerkrankung gelitten hat oder nicht, hat das LSG

keine Feststellungen treffen dürfen, ohne den Beweis nach 5 109
SGG

zu erheben und zu würdigen, Der Kläger hat im übrigen schon

im Verwaltungsverfahren jedenfalls geltend gemacht, daß auch

seine "“ervenschwäche" und seine "seelische Beschaffenheit" auf

Schädigende Einwirkungen der sowjetischen Kriegsgefangenschaft

zurückzuführen seien; um "ein Völlig neues Vorbringen" im Be—

rufungsverfahren hat es sich insoweit nicht gehandelt, Für den

Antrag nach 5 109 SGG ist es unerheblich gewesen, ob der Kläger
alle medizinischen Tatsachen, die für die Beurteilung des ure

sächliehen Zusammenhangs zwischen den psychischen Störungen und

der Kriegsgefangenschaft haben bedeutsam sein können, von sich

aus vorgetragen oder gar "rechtzeitig behauptet hat"° Wenn der

Kläger — wie das LSG angenommen hat — (erst) durch das Gutach«

ten der Frankfurter Nervenklinik, in dem es heißt, es sei "die

“Möglichkeit zu diskutieren, ob es sich um eine Dystrophiefolge

handele, die psychische Veränderungen i,S° eines hirnorgani—‚

schen Dauerschadens hervorrufen könne", veranlaßt werden ist,

den Antrag nach @ 109 SGG zu stellen, so kann ihm hieraus ver—

fahrensrechtlich kein Nachteil erwachsen° Ist aber das LSG

— worauf seine Ausführungen hindeuten können — etwa der Meinung

gewesen, es habe den Kläger mit seinem Vorbringen, seine psym
-chischen Störungen seien Dystrophiefolge, ausschließen dürfen,

weil er dies nicht früher behauptet habe, so hat hierfür kei—

ne gesetzliche Grundlage bestanden° Der Kläger wäre, sofern die

Berufung statthaft ist, nicht gehindert gewesen, auch noch im

Berufungsverfahren ein "neues Leiden" nachzuschieben (vgl° Ur—

teil des BSG vom 14, Dezember 1961 — 11 RV 748/61 -)0

Das LSG hat danach, wenn es den von dem Kläger bestimmten Arzt

nicht gehört hat, weil es angenommen hat, das Gutachten könne

seine Entscheidung nicht mehr beeinflussen, @ 109 SGG verletzt°
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In dem Verstoß gegen € 109 SGÖliegt ein wesentlicher Mangel
‚des Verfahrens (vgl„ auch BSGM2, 255 und 258); Der Kläger

hat diesen Mangel in der nach 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGGgeboe
ienen Form gerügtc.Die Revision iet daher nach 5 162 Abs„ 1\

Nr° 2 SGG statthaft° Da sie der Kläger-friet— und f0rmge—
Irecht eingelegt und begrünäe■ hat, ist sie auch zulässige

_Die Revision is■jäuch begründeto Es ist.möglich9 daß das LSG?

wenn es üie Verfahrenevorschrift üés % 109 richtig anwenüets

zu einem anderen Ergebnis komint° Der Senat kann in der See

che nicht entscheiden9 der Sehhverhält ist infolge des Ver-
stoßes des LSG gegen eine verkahrenerechtliehe Vorschrift

‚nicht ausreichend geklänt„ Die Sache ist daher zu neuer Ent—

scheidung an das LSG zurückzu?erweisen (@ 170'Abs‚ 1 Satz 2

'Die Koétenentecheidungbieibt3demabschließendenUrteil vor—
behalten°
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